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Abkürzungsverzeichnis 

fG = freiwillige Gerichtsbarkeit 

pFV = positive Forderungsverletzung 

Die Abkürzungen der Staatsverträge und zugehörigen Ausfiihrungsgesetze sind da erläutert. wo 
sie im Text vorkommen. 

Alle übrigen fachsprachlichen Abkürzungen sind erläutert bei Hildebert Kirchner. Abkürzungsver-
zeichnis der Rechtssprache. 4. Aufl. Berlin I New York 1993. 

Die in den Fußnoten verwendeten Kurzbezeichnungen der zitierten Werke finden sich im Lite-
r"turverzeichnis. Zahlen ohne Angabe bedeuten Seitenzahlen. Zahlen in Klammem die der jeweili-
gen konkreten FundsteUen. HochgesteUte Zahlen bezeichnen Altauflagen. 



A. Die Erlangung der Vollstreckbarkeit 

I. Problemstellung 

1. Notwendigkeit der Vollstreckbarerklärung 

Die Verfahrensarten und Organe, die das deutsche Recht für die Vollstrek-
kung zur Verfügung stellt, dienen grundsätzlich dazu, Entscheidungen deutscher 
Gerichte und Behörden durchzusetzen. Durch die Vollstreckung wird der 
verfassungsrechtlich garantierte Justizgewährungsanspruch J und, soweit man 
einen solchen gesondert anerkennen wilI, auch der sog. Rechtsschutzanspruch2 

vervollständigt. Soweit kein Gläubiger vorhanden ist, sondern - wie vornehm-
lich im Straf- und Verwaltungsrecht - der Staat von sich aus im eigenen In-
teresse tätig wird, geht es um die Durchsetzung des objektiven (i. d. R. deut-
schen) Rechts. 

Nicht selbstverständlich ist dagegen, daß eine ausländische Entscheidung mit 
Hilfe des inländischen Vollstreckungsapparates durchgesetzt wird. Die ihr 
zukommende Vollstreckbarkeit endet - wie grundsätzlich jede Ausprägung 
staatlicher Hoheitsgewalt - an den Grenzen des Erlaßstaates. Würde man die 
Vollstreckbarkeit über diese Grenzen hinaus reichen lassen, also z. B. auch in 
die Bundesrepublik, so ließe man damit eine "Anweisung" des Entscheidungs-
staates an die fremden (z. B. deutschen) Vollstreckungsorgane zu, für ihn tätig 
zu werden. Das wäre eine Verletzung der (z. B. deutschen) staatlichen Souverä-
nität. 3 

Andererseits spricht nichts dagegen, daß die Vollstreckungsorgane eines 
Staates die Durchsetzung ausländischer Entscheidungen freiwillig übernehmen. 
Daß dies praktisch sinnvoll sein kann, liegt auf der Hand - so zum Beispiel, 
wenn sich der Betroffene (z. B. Urteilsschuldner, Adressat eines Haftbefehls, 
Adressat eines Verwaltungsakts) aus dem Erlaßstaat in diesen Staat abgesetzt 

1 Zöller / Vollkommer Einleitung Rn. 49 
2 Dazu: Zöller / Vollkommer Einleitung Rn. 51 

3 IZVR-Hdb. / Wolff (111/2) Rn. IV/9: Zöller / Geimer Rn. 2 zu § 722 
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hat und dort anderenfalls ein erneutes mühsames, zeitraubendes und kostspieli-
ges Erkenntnisverfahren durchgeführt werden müßte. Womöglich würde ein sol-
ches Verfahren - bei geschickter Wahl des "Zufluchtsstaates" - zudem auch zu 
einem für den Betreibenden (Gläubiger, Strafverfolgungsorgan, Verwaltungsbe-
hörde) ungünstigeren Ergebnis führen oder vielleicht gar nicht in Betracht kom-
men. 

Aus diesem Grunde haben viele Staaten, darunter auch Deutschland, zwei-
oder mehrseitige Verträge geschlossen, um die "internationale" Vollstreckung -
besonders auf dem Gebiet des Zivil- sowie des Strafrechts - zu erleichtern. Der 
deutsche Gesetzgeber hat aber auch im autonomen Recht, nämlich mit den 
§§ 722, 723 ZPO, eine ausdrückliche Möglichkeit geschaffen, ausländischen 
Entscheidungen die Vollstreckbarkeit im Inland zu verleihen. Dies geschieht 
durch ein besonderes Vollstreckungsurteil, das sog. Exequatur. Es handelt sich 
dabei um ein Gestaltungs-, nicht um ein Feststellungsurteil4 - eine Folgerung 
aus dem angeführten Souveränitätsargument. Indem nämlich das Exequatur 
nicht eine schon vorhandene Vollstreckbarkeit feststel1t, sondern sie originär 
verleiht, spricht es (und nicht die fremde Entscheidung selbst) die erwähnte 
"Anweisung" an den deutschen Vol1streckungsapparat aus. 

Der - zumindest für die vorliegende Arbeit - unproblematische Normalfal1 
des Exequaturverfahrens nach den §§ 722, 723 ZPO ist nun der, daß eine Ent-
scheidung für vol1streckbar erklärt werden sol1, die sowohl nach unserem 
Verständnis als auch nach dem des Ursprungsstaates als gewöhnliches streitiges 
Zivilurteil angesehen wird. Demgegenüber liegt der Problemfal1, der den Ge-
genstand dieser Untersuchung bildet, vor, wenn es sich um eine (vol1strek-
kungsfähige) Entscheidung der freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt. Da das 
deutsche Recht mit § 33 FGG eine Sonderregelung für die Vollstreckung in 
Angelegenheiten aus diesem Rechtsgebiet kennt, ist nämlich möglicherweise 
das gesamte Vol1streckungsrecht der ZPO, also das 8. Buch einschließlich der 
§§ 722, 723 nicht anwendbar. 

4 StJ I Münzberg Rn. 3 zu § 722; Zöller I Geimer Rn. 3 zu § 722; widersprüchlich Dömer AnE 
155, der einerseits von Vollstreckbarerklärung spricht, andererseits aber auch die Möglichkeit einer 
"die VollstreckbarkeitJeststellenden Entscheidung" bejaht 
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2. Definition der ausländischen fG-Entscheidung 

Denkbar ist zum einen, daß die Entscheidung, wäre sie in Deutschland ergan-
gen, der freiwilligen Gerichtsbarkeit zuzuordnen wäre. Zum anderen kann die 
Entscheidung nach dem Recht des Erlaßstaates in einem Sonderverfahren 
ergangen sein, welches dem deutschen FGG-Verfahren ähnelt oder entspricht. 
Solche Verfahren sind auch im Ausland vielfach anzutreffen; zum Teil wird 
ebenfa\1s der Begriff der freiwi\1igen Gerichtsbarkeit verwendet. Deshalb muß 
zunächst geklärt werden, was unter dem Begriff der "ausländischen fG-Ent-
scheidung" zu verstehen ist - und wann demgegenüber ein gewöhnliches Zivil-
urteil vorliegt, das sich unproblematisch unter § 722 ZPO subsumieren läßt. 

Die Beantwortung dieser Frage ähnelt dem Vorgang, der im internationalen 
Privatrecht als sog. Qualifikation bekannt ist. Man versteht darunter die Aus-
legung der Anknüpfungsgegenstände von Ko\1isionsnormen (der sog. Systembe-
griffe) und die Subsumtion unter dieselben.5 So handelt es sich um Qualifika-
tion, wenn man den Begriff des Schuldvertragsrechts i. S. d. Art. 27 EGBGB 
auslegt, um festzustellen, ob z. B. das angelsächsische Rechtsinstitut des trust 
("Treuhand") darunter zu fassen ist oder ob es sich dabei nicht vielmehr um 
Sachenrecht handelt. Auch dort ste\1t sich die Frage, ob darauf abzustellen ist, 
wie wir die Rechtsmaterie nach deutschen Maßstäben (lex Jori) einordnen wür-
den, oder darauf, zu welchem Rechtsgebiet sie nach dem ausländischen Recht, 
auf das die Kollisionsnorm verweist (lex causae), gehören würde. Heutzutage 
hat sich im IPR zu Recht die erste Auffassung - wenn auch z. T. mit Modifika-
tionen im Detail - durchgesetzt:6 die Anwendung unserer Ko\1isionsnormen ge-
ben wir nicht "aus der Hand".7 Auch logisch ist es unsauber, nach der lex 
causae zu qualifizieren: was die lex causae ist, kann ja erst nach Anwendung 
der Kollisionsnorm festgestellt werden.8 Man kann mit anderen Worten nicht 
zuerst aufgrund der Schuldrechts-Kollisionsnorm in das Recht des Staates X 
gelangen und dann erst prüfen, ob es sich nach dessen Einteilungskriterien 
überhaupt um Schuldrecht handelt. Handelt es sich nämlich nach dem Recht 
von X um Sachenrecht, so wird der Widerspruch offenkundig, wenn unser IPR 

5 Kegel § 7 I; Firsching § 7 I vor a; Palandt / Heldrich Rn. 27 vor Art. 3 EGBGB; näher Dömer 
Qual. 348 

6 BGHZ 44, 121 (128); 29, 137 (139); OLG Hamm NJW 1970, 390 (390); Ferid Rn. 4-14; 
Palandt / Heldrich Rn. 27 vor Art. 3 EGBGB 

7 Dömer Qual. 350 
8 Ferid Rn. 4-15 


	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	A. Die Erlangung der Vollstreckbarkeit
	I. Problemstellung
	1. Notwendigkeit der Vollstreckbarerklärung
	2. Definition der ausländischen fG-Entscheidung



